
wird. Erweist sich im Interesse des Kindes eine alsbal­
dige Regelung des Unterhalts als notwendig, so könnte 
im Wege der einstweiligen Anordnung gemäß § 9 
FVerfO der Unterhalt sichergestellt werden. Voraus­
setzung hierfür ist allerdings, daß derjenige, der das 
Erziehungsrecht künftig ausüben soll, berechtigt ist, das 
Kind schon vor der Entscheidung über die Abänderung

des Erziehungsrechts zu erziehen und zu betreuen. Das 
wäre dann der Fall, wenn sich das Kind im Einver­
ständnis mit dem künftig Erziehungsberechtigten bei 
diesem aufhält oder eine einstweilige Anordnung über 
das Erziehungsrecht ergangen ist. Der Erlaß der einst­
weiligen Anordnung kann aber nur vom Organ der 
Jugendhilfe beantragt werden.

Jnformationen der zentralen dZeditspflegeorCfune
In einer Beratung des Präsidiums des Obersten Ge­
richts mit den Direktoren der Bezirksgerichte, die am
4. September 1968 stattfand, wurden aktuelle Fragen 
der Rechtsprechung auf der Grundlage des neuen, so­
zialistischen Strafrechts erörtert. Dabei stand die sorg­
fältige Prüfung der Voraussetzungen für den Erlaß von 
Haftbefehlen im Mittelpunkt des Erfahrungsaustau­
sches. Gegenstand der Beratung war ferner die Pla­
nung der Plenartagungen des Obersten Gerichts und 
der Bezirksgerichte im Zeitraum 1969/1970.

*
Das neugebildete Kollegium des Ministeriums der Ju­
stiz trat am 5. September 1968 zu seiner ersten Bera­
tung zusammen. Die Lösung der in § 23 des neuen 
Statuts des Ministeriums (GBl. 1968 II S. 75) formu­
lierten Aufgaben erforderte — worauf Minister Dr. 
Wünsche hinwies — eine Neukonstituierung des Kolle­
giums. Ihm gehören neben leitenden Mitarbeitern des 
Ministeriums und bewährten Praktikern der Kreis- 
und Bezirksgerichte Rechtswissenschaftler verschiede­
ner Zweige sowie ein verantwortlicher Vertreter der 
Rechtsanwaltschaft an. Vorgesehen ist ferner die Auf­
nahme von Wissenschaftlern aus dem Bereich der Öko­
nomie, der Soziologie und der Organisationswissen­
schaft. Die ständige Teilnahme ces Präsidenten des 
Obersten Gerichts und des Gene-alstaatsanwalts der 
DDR oder ihrer Vertreter ist Ausdruck der planmäßi­
gen Zusammenarbeit der zentralen Rechtspflegeorgane. 
Das Kollegium behandelte Probleme der Rationalisie­
rung der Organisation der richterlichen Arbeit und der 
Leitungstätigkeit der Kreisgerichte. Als Schlußfolge­
rungen aus der Beratung ergaben sich: die Diskussion 
über diese Probleme auch in der Fachpresse zu führen 
und die Vorlage mit allen Direktoren der Bezirksge­
richte auszuwerten, damit die Beratung in den Präsi­
dien der Bezirksgerichte sowie mit den Direktoren der 
Kreisgerichte weitergeführt wird. Ferner sollen die 
Aufgaben der komplexen Rationalisierung mit dem 
Generalstaatsanwalt der DDR und dem Minister des 
Innern abgestimmt sowie entsprechende Vorlesungen 
mit der Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Uni­
versität Berlin vereinbart werden.

*

Der Generalstaatsanwalt der DDR überreichte am 
2. September 1968 in einer Feierstunde 27 Absolven­
ten der juristischen Fakultäten die Urkunden über ihre

dlecktspreckuncf
Strafrecht
§§ 17, 61, 30 StGB.
1. Eine Notwehrlage ist für den Täter auch dann ge­
geben, wenn er von denjenigen Personen, die ihn 
kurze Zeit vorher grundlos und brutal angegriffen 
hatten, entdeckt wird, als er sie verfolgt, um ihre Woh­
nung zu erkunden, und diese Personen sich ihm in 
drohender Haltung nähern, so daß er mit einer wei­
teren rücksichtslosen körperlichen Mißhandlung rech­
nen muß.

2. Hat der Täter bei der Abwehr eines gegenwärtigen 
rechtswidrigen Angriffs die Grenzen der Notwehr über­
schritten, ohne daß bei ihm ein die Straflosigkeit be­
gründender hochgradiger Erregungszustand vorlag, so 
sind die Umstände, die ihn zu der Handlung bestimmt 
haben, bei der Strafzumessung zugunsten des Täters 
zu berücksichtigen.

Berufung als Staatsanwalt. Dr. Streit betonte, daß die 
jungen Staatsanwälte ihre verantwortungsvolle Funk­
tion zu einer Zeit übernehmen, in der die Profilierung 
und die Anwendung eines komplexen Systems der Kri­
minalitätsvorbeugung zunehmend das Gesicht unserer 
Strafrechtspflege bestimmen. Die neu berufenen Staats­
anwälte werden zunächst in einem kurzen Lehrgang 
mit den Erfahrungen leitender Staatsanwälte vertraut 
gemacht.

*
Der Konsultativrat für Patentrecht beim 2. Zivilsenat 
des Obersten Gerichts hat in seiner letzten Sitzung 
grundsätzlich die Frage bejaht, daß die Prüfungsstel­
len des Amtes für Erfindungs- und Patentwesen (Pa­
tentamt) eine rechtsprechende Tätigkeit ausüben. Dar­
aus ergeben sich eine Reihe wichtiger Folgerungen, 
darunter auch die grundsätzliche Anwendbarkeit einer 
Reihe von Bestimmungen der ZPO, wobei selbstver­
ständlich immer die besonderen Bedürfnisse des Pa­
tentverfahrens im Auge zu behalten sind. Auch die 
Frage der Kassationsfähigkeit rechtskräftiger Entschei­
dungen im Nichtigerklärungsverfahren könnte danach 
erwogen werden.
Der Konsultativrat beschäftigte sich ferner mit der 
Frage der Patentfähigkeit der Verfahren zur Gewin­
nung von Präparaten für Gewebebänke im Zusam­
menhang mit Transplantationsverfahren. Es wurde 
überwiegend die Meinung vertreten, daß die Patent­
fähigkeit zu erwägen sei, wenn auch beim jetzigen 
Stand der Entwicklung die Frage noch offen sei.

*
In seiner Sitzung am 9. Oktober 1968 befaßte sich das 
Präsidium des Obersten Gerichts u. a. mit Untersu­
chungsergebnissen des Kollegiums für Strafsachen des 
Obersten Gerichts und des Präsidiums des Bezirksge­
richts Rostock über die Anwendung des neuen Straf­
rechts hinsichtlich der Feststellung der Schuld des An­
geklagten. Den Gerichten bereiten insbesondere solche 
Fragen wie der soziale Inhalt der Schuld, Vorausset­
zungen der Rauschtat bzw. des Affekts, die Schuld­
fähigkeit Jugendlicher und die Abgrenzung der Schuld 
von der Nichtschuld gewisse Schwierigkeiten. Des­
halb wurde das Kollegium für Strafsachen vom Präsi­
dium beauftragt, in Vorbereitung der 22. Plenartagung 
des Obersten Gerichts zu Problemen der Strafzumes­
sung diese Fragen zu klären.

3. Hat ein u. a. wegen Körperverletzung mit Freiheits­
entzug vorbestrafter Täter in einer von ihm nicht pro­
vozierten Tatsituation unter Überschreitung der Not­
wehrgrenzen erneut eine Körperverletzung begangen, 
so kann bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen 
des § 30 StGB eine Verurteilung auf Bewährung aus­
gesprochen werden.
OG, Urt. vom 16. September 1968 — 5 Zst 11/68.
Der 19jährige Angeklagte hatte Umgang mit kriminell 
gefährdeten Jugendlichen. 1965 wurde er wegen ge­
meinschaftlichen, fortgesetzt begangenen Landfrie­
densbruchs, fortgesetzter gefährlicher Körperverletzung 
und Sachbeschädigung zu einem Jahr und acht Mo­
naten Freiheitsentzug verurteilt.
Am 1. August 1967 unternahm er in den späten Abend­
stunden gemeinsam mit seinem Arbeitskollegen S. ei­
nen Stadtbummel. In der F.-Straße trafen beide die 
ihnen unbekannten Zeugen M. und Ma. Diese schlugen 
ohne weiteren Wortwechsel auf den Angeklagten und
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